
gekündigt, mit dem unter maßgeblicher Initiative von Dipl.-
Med. Ingrid Pawlick-Liebe als Pilotprojekt eine Qualitätsver-
besserung der ambulanten Betreuung durch Einführung von
Behandlungsstandards, eine Optimierung der Arzneimittelver-
sorgung erreicht werden konnte, eine Optimierung der Zusam-
menarbeit zwischen niedergelassenen Ärzten und dem zustän-
digen Krankenhaus, der Aufbau einer Netzstruktur sowie eine
Vernetzung von Arztpraxen ermöglicht worden ist. Die Eva-
luierungsergebnisse wiesen eine hohe Akzeptanz auf.
Als erfreuliches Ergebnis kann über die Errichtung eines
Präventionssystems in der Kinder- und Jugendmedizin berichtet
werden, das durch Prof. Dr. Eberhard Keller ins Leben gerufen
worden ist. Es handelt sich dabei um ein System der optimalen
Früherkennung von Störungen der Gewichtsentwicklung und
des Wachstums mit unter anderem dem Ziel der Schaffung aktu-
eller Referenzwerte. Dabei werden niedergelassene Kinder- und
Jugendärzte, klinische Zentren für pädiatrische Endokrinologie
und eine zentrale Datenbank zu einem sogenannten trialen Sys-
tem zusammengeschlossen als einem Beitrag zur Qualitätssi-
cherung in der Kinder- und Jugendmedizin.
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Möglichkeiten der
Versorgung (Betreuungsqualität und Wirtschaftlichkeit) für
chronisch Erkrankte zukünftig von dem Spielraum abhängen
werden, der uns infolge der Verknüpfung mit dem Risikostruk-
turausgleich gewährt wird. Die Einführung der DMP- und
DRG-Programme bedeuten aus mehreren wesentlichen Grün-
den eine Verschlechterung unseres sächsischen Betreuungs-
niveaus, nämlich unter anderem durch Bindung eines wesent-
lichen Zeitfonds von Ärzten und deren Mitarbeitern für die
Erfüllung bürokratischer Aufgaben sowohl im ambulanten wie
im stationären Bereich, eine Umleitung von Kosten aus der Ver-
sorgung in den Aufbau einer unnützen und versorgungsuneffek-
tiven Bürokratie, eine Verhinderung einer flächendeckenden
Versorgung unter Wahrung der schnittstellendefinierten Betreu-
ung, einer Gefährdung der Existenz unserer gewachsenen
Strukturen und eine Beendigung notwendiger Evaluierungen.

5.5
Qualitätssicherung in Diagnostik und Therapie
(Dr. Maria Eberlein-Gonska, Dresden, Vorsitzende)
Das Jahr 2002 stand für den Ausschuss Qualitätssicherung in
Diagnostik und Therapie ganz im Zeichen der externen Quali-
tätssicherung, galt es doch die Anstrengungen der vergangenen
zehn Jahre kritisch zu überprüfen und gleichzeitig Perspektiven
einer künftigen Entwicklung zu eröffnen. In den drei Ausschuss-
sitzungen des vergangenen Jahres wurde der starke Einfluss der
externen Qualitätssicherungsmaßnahmen auf die inhaltliche
Arbeit deutlich und zunehmend kritisch beurteilt. So haben die
Aktivitäten auf Bundes- und Landesebene die Ressourcen der
ehrenamtlich tätigen Kolleginnen und Kollegen durch Mitwir-
kung unter anderem auch in Facharbeitsgruppen, Lenkungsgremi-
umssitzungen, Haushaltsberatungen weitgehend aufgebraucht.
Zeit für weitere notwendige Aktivitäten zur Durchführung von
problemanalytischen Projekten bis hin zur Entwicklung und Im-
plementierung von Qualitätsindikatoren stand den Ausschuss-
mitgliedern nicht zur Verfügung. Zudem braucht ein derartiges
Engagement eine entsprechende Infrastruktur wie zum Beispiel
eine selbständige Landesgeschäftsstelle für Qualitätssicherung
der Sächsischen Landesärztekammer. Damit haben die Aus-

Zur Sächsischen Akademie für Sozial- und Rehabilitationsme-
dizin e.V. bestehen weiter sehr enge Beziehungen, auch da der
Vorsitzende unseres Ausschusses dort weiterhin Vorstandsmit-
glied ist.

5.4
Schwerpunktbehandlung und -betreuung chronisch
Erkrankter in Praxis und Klinik
(Dr. habil. Hans-Joachim Verlohren, Leipzig, Vorsitzender)
Als Konsequenz der Vorgaben durch eine Rechtsverordnung des
Bundesgesundheitsministeriums standen die Arbeiten zur Ein-
führung der mit dem Risikostrukturausgleich verknüpften Chro-
nikerprogramme (Disease Management-Programme – DMP
und andere für Patienten mit einem Typ-2-Diabetes, weiterhin
für Patienten mit einem Mammakarzinom) im Vordergrund.
Deshalb mussten die Bemühungen um Einbeziehung des statio-
nären Bereiches in die Entwicklung eines Systems der Quali-
tätssicherung für die Diabetesbetreuung (siehe Vorjahresbe-
richt) zurückgestellt werden. Diese Arbeiten können erst nach
Paraphierung eines DMP-Vertrages für den ambulanten Bereich
fortgeführt werden.
Die genannte Rechtsverordnung hat dazu geführt, dass sämtli-
che in Sachsen vertretenen Krankenkassen (außer TK) die Dia-
betesverträge gekündigt haben mit der Maßgabe einer strikten
Umsetzung der zentral gestellten Forderungen. Im Vordergrund
stand angesichts der für Sachsen drohenden schwerwiegenden
Verschlechterung der gewachsenen diabetischen Gesamtversor-
gung eine Bestandssicherung des für Deutschland beispiellosen
Diabetikerbetreuungssystems. Gemeinsam mit der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Sachsen wurden den Krankenkassen durch
die Fachkommission Diabetes Sachsen die Forderungen der
Landesärztekammer und der in der Fachkommission vertrete-
nen Institutionen vorgetragen. Der gemeinsame Entwurf eines
DMP-Programmes, das sowohl den durch die 4. RSAV gestell-
ten Minimalforderungen entsprach, jedoch auch den dem ärztli-
chen Standard entsprechenden sächsischen Leitlinien, wurde
kategorisch vom Bundesversicherungsamt abgelehnt. Das Bun-
desversicherungsamt erließ ein ausdrückliches Verbot der Leit-
linienzitate und verhinderte damit eine bewusste Leitlinienan-
wendung. Wir stehen jetzt vor der Tatsache, dass damit ein
Verbot wissenschaftlicher begründeter Vorgaben erlassen wor-
den war, die über die 4. RSAV als Basis der Patientenbetreuung
hinausgehen.
Dies bedeutet ebenfalls eine bewusste Verneinung der für Ärzte
auch juristisch bindend verpflichtenden ärztlichen Standards,
während unser Bemühen, belegt durch die Ergebnisse der Eva-
luierungen, die flächendeckende Betreuung war, würde also mit
den DMP in der gegenwärtigen Fassung eine flächendeckende
Diabetikerversorgung verhindert werden, und zwar durch Aus-
grenzung von Patientengruppen sowie durch Ungleichbehand-
lung von Patienten.
Es ist uns die Aufgabe erwachsen, ständig auf den Widerspruch
hinzuweisen, dass die an die Krankenkassen gestellten Forde-
rungen eine Ausgrenzung von bestimmten Patientengruppen be-
deuten, tatsächlich aber noch nicht einmal durch die 4. RSAV
nicht erfüllbare Verbesserung der Betreuung unterstellt wird.
Aus der gleichen Intention, nämlich unter Berufung auf die Ein-
führung der „RSA-DMP“ wurde durch die AOK auch der Ver-
trag zum „Medizinischen Qualitätsnetz Lauenstein (MQL)“
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schussmitglieder die kritische Frage gestellt, inwieweit zehn
Jahre externe Qualitätssicherung im Freistaat Sachsen ein
Grund zum feiern sind?! In einem im „Ärzteblatt Sachsen“
11/2002 veröffentlichten Interview zwischen der amtierenden
Ausschussvorsitzenden und dem langjährigen Vorsitzenden des
Ausschusses, Dozent Dr. med. habil. Roland Goertchen, wurden
hierzu Antworten gegeben. Diese Publikation wird nicht nur
einem derartigen Jubiläum gerecht, sondern akzentuiert die
bereits im Jahr 2000 veröffentlichte Position des Ausschusses
zur Qualitätssicherung im Interesse der Ärzteschaft und letztlich
zum Wohl der Patienten.
Neben diesen grundsätzlichen Fragen zur inhaltlichen Arbeit
des Ausschusses Qualitätssicherung in Diagnostik und Therapie
auch angesichts der bevorstehenden nächsten Legislaturperiode
dürfen konkrete und zugleich positive Ergebnisse nicht überse-
hen werden:

– Dozent Dr. med. habil. Roland Goertchen hat sich erneut be-
reiterklärt, den Vorsitz im Lenkungsgremium zum „Vertrag
gemäß § 137 i.V. mit § 112 Abs. 2 Nr. 3 SGB V über die
Durchführung externer Qualitätssicherungsmaßnahmen in
der stationären Versorgung“ zu übernehmen. Durch seinen
unermüdlichen Einsatz hat sich die Arbeit im Lenkungsgre-
mium innerhalb des neuen Vertragswerkes stabilisiert, so dass
zunehmend weniger Vertragsformulierungen und Haushalts-
fragen, sondern inhaltliche Themen im Mittelpunkt der Dis-
kussion stehen.

– Die im Rahmen des Vertrages neu gegründeten beziehungs-
weise umstrukturierten Facharbeitsgruppen haben ihre Arbeit
mit Unterstützung der Projektgeschäftsstelle bei der Sächsi-
schen Landesärztekammer aufgenommen beziehungsweise
fortgesetzt und unter anderem im Heft 11/2002 des „Ärzte-
blatt Sachsen“ die Ergebnisse der vergangenen zehn Jahre
publiziert. In diesem Zusammenhang darf das nunmehr als
feste Institution anerkannte Klinik-Ärztetreffen der geburts-
hilflichen und pädiatrischen Chefärzte Sachsens nicht uner-
wähnt bleiben, welches ausdrücklich vom Ausschuss unter-
stützt wird.

– Ein weiterer Schwerpunkt der Ausschusstätigkeit betraf die
Zusammenarbeit mit dem Sächsischen Landesamt für Mess-
und Eichwesen insbesondere zu aktuellen Themen wie der
„POCT im Krankenhaus“. Ein Positionspapier zur Qualitäts-
sicherung in den medizinischen Laboratorien ist derzeit in
Vorbereitung.

– Die im vergangenen Jahr gestartete Initiative einer verstärkten
Zusammenarbeit mit anderen Ausschüssen bei der Sächsi-
schen Landesärztekammer ist mit dem Ausschuss Kranken-
haus zum Thema „Zertifizierung von Krankenhäusern“ ge-
lungen.

– In diesem Zusammenhang sind die nunmehr regelmäßigen
Arbeitstreffen des Expertenkreises „Sächsischer Qualitäts-
experten“ unter der Obhut des Ausschusses zu nennen. 

– Schließlich bleibt die individuelle Beratung, das heißt, Beant-
wortung von Anfragen, eine wichtige Aufgabe des Ausschus-
ses und sollte von den Kolleginnen und Kollegen weiterhin
genutzt werden.

Die im vergangenen Jahr nicht gelösten Probleme haben leider
auch etwas mit dem Ausblick auf künftige Aufgaben zu tun; so
ist es weiterhin nicht gelungen, die Kassenärztliche Vereinigung

Sachsen bzw. den niedergelassenen Bereich in die Maßnahmen
der externen Qualitätssicherung einzubeziehen. Gerade im Hin-
blick auf eine zukunftsorientierte Weiterentwicklung der exter-
nen Qualitätssicherungsmaßnahmen über die Sektorgrenze des
stationären Bereiches hinaus ist die konsequente Einbindung
des niedergelassenen Bereiches jedoch unumgänglich!
Am Ende eines Tätigkeitsberichtes steht der Dank: Dank an alle
ehrenamtlich tätigen ärztlichen Kolleginnen und Kollegen für
ihr Engagement im Dienst des Qualitätsmanagements und zum
Wohl der Patienten. Damit ganz besonderer Dank an alle Aus-
schussmitglieder für die kritische Reflexion der eigenen Tätig-
keit und der Erkenntnis um die Bedeutung einer klaren Positio-
nierung der Ärzteschaft.
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